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Am 5. und 6. Juni 2024  
findet die 
Real Estate Arena 
in Hannover statt.  

Der Bauindustrieverband  
Niedersachsen-Bremen  
ist mit einem  
Messestand vertreten. 

Besuchen Sie diesen  
gerne zum Netzwerken! 

Bauprojekte an Bundesautobahnen sind technisch und 
organisatorisch komplex. Damit alle Projektbeteiligten 
Bauprozesse vorausschauend und im Interesse einer 
wirtschaftlichen und effizienten Bauabwicklung best-
möglich bewältigen können, ist eine partnerschaftliche 
Zusammenarbeit zwischen Bauherr und Bauunterneh-
men wichtig. 

Ende Mai hat sich Bundesminister Dr. Volker Wissing 
hierzu im Bundesministerium für Digitales und Verkehr 
mit Vertretern der Autobahn GmbH des Bundes, des 
Hauptverbandes der Deutschen Bauindustrie, des Zent-
ralverbandes des Deutschen Baugewerbes und der Bun-
desvereinigung Mittelständischer Bauunternehmen aus-
getauscht. Im Beisein des Bundesministers wurde hierzu 
eine Charta für die partnerschaftliche Zusammenarbeit 
auf Baustellen an Bundesautobahnen unterzeichnet. 

Dr. Volker Wissing, Bundes-
minister für Digitales und 
Verkehr: 
Wir brauchen eine zukunfts-
sichere Infrastruktur und 
wollen die Modernisierung 
unserer Bundesautobah-
nen gemeinsam vorantrei-
ben. Der Schlüssel dafür ist, 
dass alle Projektbeteiligten 
transparent und fair Hand 
in Hand arbeiten. Die heu-
te zwischen der Autobahn 
GmbH des Bundes und den 
Bauverbänden unterzeich-
nete Charta ist ein klares Signal für die Stärkung der part-
nerschaftlichen Zusammenarbeit. 

weiter auf Seite 2
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bessere Zusammenarbeit bei Bundesautobahnprojekten
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Dr. Michael Güntner, Vorsitzender der Geschäftsfüh-
rung der Autobahn GmbH des Bundes: 
Die Charta ist ein weiterer Baustein, um die Zusam-
menarbeit für die Modernisierung der Autobahnen zu 
verbessern. So können wir die Herausforderungen ge-
meinsam meistern, effizienter bauen und gleichzeitig die 
Verkehrsflüsse rund um die Baustellen optimieren. 

Peter Hübner, Präsident des 
Hauptverbandes der Deut-
schen Bauindustrie:
Bauen statt Streiten, das 
ist der Leitsatz der Bau-
industrie. Die Charta ist in 
diesem Sinn ein wichtiger 
Schritt hin zu einem neuen, 
lösungsorientierten Bauen, 
bei dem nicht länger das 
Austauschen von Schrift-
sätzen, sondern die Bewäl-
tigung der zunehmend an-
spruchsvolleren Aufgaben 

im Mittelpunkt steht. Wenn wir dies mit kooperativen 
Vertragsmodellen und agilen Entscheidungsprozessen 
flankieren, können wir einen echten Paradigmenwechsel 
für die gesamte Branche einläuten.

Wolfgang Schubert-Raab, Präsident des Zentralver-
bandes des Deutschen Baugewerbes: 
Das deutsche Autobahnnetz ist eine der Lebensadern 
unserer Wirtschaft und Gesellschaft. Zur Erhaltung und 
zum Ausbau ist deshalb jede Anstrengung gerechtfer-
tigt. Es ist daher im Sinne aller Beteiligten, verlässliche 
Rahmenbedingungen für die Zusammenarbeit auf Bau-
stellen an Bundesautobahnen festzulegen. Die Artikel 

der Charta stellen insofern Grundregeln für die handeln-
den Beteiligten auf, um ein Gelingen zu garantieren. 

Jürgen Faupel, stellvertretender Präsident der Bundes-
vereinigung Mittelständischer Bauunternehmen: 
Die Partnerschaftscharta bildet Werte sowie eine Kul-
tur der Zusammenarbeit der Wertschöpfungspartner 
ab und gibt damit einen weiteren Anstoß zu einem Kul-
turwandel – hierfür stehen wir als Mittelstand ein. Die 
Grundlage für die Herausforderungen der Zukunft be-
steht in Kooperation und nicht in Konfrontation. Aus 
Sicht des Mittelstandes bedeutet dies eine Chance, eine 
Arbeitsumgebung zu schaffen, die von Vertrauen, Trans-
parenz und gegenseitigem Respekt geprägt ist. Jetzt gilt 
es für alle am Bau Beteiligten, sich zu den entwickelten 
Prinzipien zu bekennen und diese in der Praxis umzuset-
zen und zu leben. 

Hintergrund: 
Die Charta für bessere Zusammenarbeit bei Bundes-
autobahnprojekten ist ein weiterer Baustein, um Bau-
prozesse effizienter und wirtschaftlicher umzusetzen. 
Bereits im Jahr 2020 wurde gemeinsam mit dem Bun-
desministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur der 
Runde Tisch Baumanagement gegründet. Dem Runden 
Tisch gehören Vertreter aus Wirtschaft, Verwaltung und 
Verbänden an. Konkrete Ergebnisse konnten bereits er-
zielt werden: Inzwischen werden Ausschreibungen und 
Vergaben optimiert und damit die Bauzeiten insgesamt 
verkürzt. Es wird effizient gebaut und gleichzeitig werden 
Verkehrsflüsse in Baustellen optimiert. Technik, Normen 
und Baustellenkoordination werden verbindlich festge-
legt, um Kosten und Zeit zu sparen. Übergeordnetes Ziel 
dabei ist es, die Autobahnen für alle Nutzer nachhaltig 
und kostengünstig zu erhalten und auszubauen.

Fortsetzung von Seite 1

Nach Einschätzung führender Ökonomen habe sich der 
Investitionsbedarf in Deutschland noch einmal deutlich 
erhöht, berichtete das Handelsblatt am 15. Mai. Dem-
nach beträgt laut einer Studie des Instituts der deutschen 
Wirtschaft (IW) und des Instituts für Makroökonomie und 
Konjunkturforschung (IMK) der Investitionsstau 600 Mil-
liarden Euro in den kommenden zehn Jahren. Damit sei 
der öffentliche Investitionsbedarf gegenüber 2019 (460 
Milliarden Euro) noch einmal gestiegen. Finanzminis-
ter Christian Lindner (FDP) sagte, trotz knapper Kassen 
seien die auf den Bund entfallenden Investitionen in den 
kommenden zehn Jahren realisierbar. Die „Zeit“ zitierte 
die beiden Ökonomen Michael Hüther (IW) und Sebas-
tian Dullien (IMK) mit der der Aufforderung, ein Sonder-
vermögen in Höhe dieser 600 Milliarden Euro durch Kre-

dite außerhalb der Schuldenbremse zu finanzieren. Dies 
ging einher mit „deutlicher Kritik“ an Bundesfinanzminis-
ter Christian Lindner (FDP). 

Offenbar ist Lindner nicht bewusst, wie wichtig es ist, 
hier Abhilfe zu schaffen, damit dieser gigantische Inves-
titionsstau nicht noch weiter steigt. Nach wie vor wird in 
viel zu vielen Bereichen auf Verschleiß gefahren. Und 
Sebastian Dullien nannte noch einen weiteren Aspekt: 
Das Vorhaben sei generationengerecht, denn „künftige 
Generationen dürften mindestens genauso profitieren“ 
wie die aktuelle. Zudem sei ein solches Programm demo-
kratiefördernd, weil die Menschen die Ergebnisse „un-
mittelbar in ihrem Alltag spüren“ würden. Auch in dieser 
Hinsicht fehlt der Bundesregierung jedweder Fokus.

DER REGIERUNG FEHLT DER FOKUS

Peter Hübner,  
Präsident des Hauptverbandes  
der Deutschen Bauindustrie
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Im Gespräch mit Prof. Dr.-Ing. Martin Betzler,  
Präsident der Ingenieurkammer Niedersachsen

Wo liegen gegenwärtig die größten Herausforderungen 
für das Bauingenieurwesen?  

Wir müssen schneller und kostengünstiger bauen, wir 
müssen vor allem weiter bauen und dürfen aktuell nicht 
in eine Rezension am Bau steuern, dies gilt für den Woh-
nungsbau ebenso wie für unsere Infrastrukturen. Wir be-
fürworten die vielfach angestrebten Vereinfachungen 
von Genehmigungsverfahren. Unser Fokus liegt ganz 
entschieden auf der zu gewährleistenden Qualitäts-
sicherung, denn mit den Entwicklungen wie den vor-
gesehenen Erleichterungen einer Niedersächsischen 
Umbauordnung und des Gebäudetyps E gehen enorme 
Qualitätsanforderungen an die Planenden einher. Umso 
mehr drängen wir darauf, dass diese Ingenieurleistungen 
nur von besonders befähigten und qualifizierten Perso-
nen erstellt werden dürfen, weil diese stärkere Schlüssel-
positionen im gesamten Bauprozess bekommen und da-
mit vermehrt in der Verantwortung stehen. Unser Ziel ist, 
dass die Qualität der Leistungen überprüfbar ist. Denn 
nur so können wir das Vertrauen der Bauherren und der 
Auftraggebenden in die Fachkompetenz gewährleisten. 

Herausforderungen stellen auch die zunehmende Digi-
talisierung dar. Wie schon BIM erfordern KI, Robotik und 
weitere Automatisierungsprozesse neue Fähigkeiten 
und Kompetenzen. Diese Technologien können wir nut-
zen, um das Planen und Bauen effizienter, sicherer und 
nachhaltiger zu gestalten. Die Verwendung von KI wirft 
in jedem Fall auch rechtliche und ethische Fragen auf, 
die wir gemeinsam klären müssen. Alles, was wir an Daten 
produzieren, muss geschützt werden. Cybersecurity wird 
uns also ebenso beschäftigen. Der Fachkräftemangel im 
Bauingenieurwesen darf nicht zu einem noch größeren 
Problem werden. Wir müssen mehr junge Menschen für 
eine Karriere im Bauingenieurwesen begeistern und für 
einen hohen Stellenwert der MINT-Fächer in den Schu-
len werben. 

Umwelt- und Nachhaltigkeitsaspekte sollen auch im 
Vergaberecht eine größere Bedeutung erlangen. Dies 
betrifft auch die Beschaffung von Ingenieurbauwerken 
im Bereich der öffentlichen Infrastruktur. Unterschied-
liche Vorstellungen gibt es allerdings darüber, in welcher 
Phase der Vergabe dies schwerpunktmäßig erfolgen 
soll. Die Ansätze reichen dabei von der Erstellung der 
Leistungsbeschreibung bis zu den Wertungskriterien 
für die Vergabeentscheidung. Welcher Ansatz ist aus 
Ihrer Sicht vorzugswürdig?

Es ist sicherlich aus Gründen des Klimaschutzes sinn-
voll, zukünftig Umwelt- und Nachhaltigkeitsaspekte in 
das Vergaberecht zu integrieren. Wichtig sind hier aber 

händelbare Regelungen, 
die nicht zu einer weiteren 
Bürokratisierung im Verfah-
ren führen.

Aus unserer Sicht ist es 
sinnvoll den Schwerpunkt 
auf die Phase der Leistungs-
beschreibung zu legen. Die 
Leistungsbeschreibung kann eine Vielzahl von ökologi-
schen und sozialen Aspekten beinhalten. Voraussetzung 
muss aber immer sein, dass die Merkmale einen Auftrags-
bezug aufweisen und im Verhältnis zum Beschaffungsziel 
des Auftrages stehen.

In diesem Zusammenhang kommt nach meiner Auffas-
sung den Lebenszykluskosten des Beschaffungsgegen-
standes ein maßgebliches Gewicht zu. Auftraggeber, 
die in die Leistungsbeschreibung auch Lebenszyklus-
kosten einbeziehen, können die finanzielle Wirtschaft-
lichkeit von Bauwerken besser einschätzen. Im Rahmen 
der lebenszyklusorientierten Betrachtung (sog. life cycle 
costing) werden dann nicht nur die Anschaffungskosten 
sondern auch die Nutzungskosten, insbesondere der 
Verbrauch von Energie und anderen Ressourcen bis hin 
zu den Entsorgungskosten berücksichtigt. Eine ganz-
heitliche Betrachtung im Rahmen der Vergabe hätte zu-
dem auch deutlichen Einfluss auf die Verwendung der 
eingesetzten Materialien am Bau. Nachhaltig zu Bauen 
bedeutet im Hinblick auf die Materialien vor allem Lang-
lebigkeit bei gleichzeitig guten Voraussetzungen zum 
Recycling bzw. zur Entsorgung am Ende der Nutzungs-
dauer von Bauwerken.

Der Europäische Gerichtshof hat Anfang März 2024 
entschieden, dass harmonisierte technische Normen, 
die Standards für Produkte festlegen, Bestandteil des 
EU-Rechts sind und aus Gründen der Transparenz und 
Rechtsstaatlichkeit frei und kostenlos zugänglich sein 
müssen. Dies betrifft natürlich auch die DIN-Normen, 
die gerade im Baubereich eine besondere Bedeutung 
haben. Wie beurteilen Sie die Auswirkungen dieses  
Urteils auf die Normungsarbeit?

Die Normen sind wichtige Regelwerke für sicheres Bau-
en. Sie haben eine breite Akzeptanz bei Planenden und 
genießen darüber hinaus hohes Vertrauen in Öffentlich-
keit und Gesellschaft. Ihre Erarbeitung in der dafür vor-
gesehenen Institution ist als Selbstverwaltung privat-
wirtschaftlich organisiert. Unabhängige Expertinnen und 
Experten aus Wirtschaft, Wissenschaft und auch öffent-
licher Hand stellen so sicher, dass keine Partikularinter-
essen verfolgt werden. Ich begrüße ausdrücklich die Ent-
scheidung des Gerichtshofes, dass genannte Normen 
allen Beteiligten kostenfrei zugänglich gemacht werden 
sollen, da damit der Zugriff für viele erleichtert wird. Es ist 

WIR MÜSSEN VOR ALLEM WEITER BAUEN

Prof. Dr.-Ing. Martin Betzler,  
Präsident der Ingenieurkammer  
Niedersachsen
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allerdings zu klären, wie sich das DIN zukünftig refinan-
ziert, da bisher ein großer Teil der Kosten aus dem Verkauf 
der DIN-Normen stammt.

Wie beurteilt die Ingenieurkammer das Potenzial des 
seriellen und des modularen Bauens? 

Da liegt sicher ein Interessenswiderspruch zwischen Bau-
unternehmen und Planenden. Das serielle Bauen geht 
zurück auf die Initiative Bündnis für bezahlbares Wohnen, 
um damit einen Beitrag zur Schaffung von bezahlbarem 
Wohnraum zu leisten. Das modulare Bauen kann helfen, 
Prozesse zu optimieren. Das spart Zeit und Ressourcen 
und Bauingenieure können sich auf ihre Kernkompe-
tenzen konzentrieren. Das klingt erstmal nach Vorteilen 

und Chancen. Ausschlaggebend sind Bauweise, bauliche 
Qualität, Flexibilität und Gestaltungspotenziale. Ausge-
hend von den spezifischen Anforderungen und je nach 
Zweckrichtung der Bauherren streben wir als Planende 
nach individuellen sowie baukulturellen und städtebau-
lich hochwertigen Lösungen. Einen ganzheitlichen Effekt 
werden wir durch serielle und modulare Bauweisen oh-
nehin nicht erzielen, denn angesichts des Klimaschutzes 
und der Nachhaltigkeitserwägungen haben wir bei den 
Bestandbauten einen enormen Bedarf an Energieeffi-
zienzsteigerungen. Diese Bausubstanzen sind heterogen 
und der Anpassungsbedarf kann bei diesen Gebäuden 
nicht standardisiert umgesetzt werden. Hier brauchen wir 
individuelle innovative und kreative Lösungen, die sich 
nicht durch Checklisten abarbeiten lassen. 

Wohin die Reise am Wohnungsmarkt angesichts nega-
tiver Vorzeichen hinzugehen drohe, zeige sich bei den 
Baugenehmigungen. Diese hätte 2023 mit nur noch 
260.000 um nahezu ein Drittel niedriger gelegen als 
2021. Auch im ersten Quartal 2024 habe es mit einem 
weiteren Rückgang von 22 Prozent keine Trendwende 
gegeben. Politik, Bauwirtschaft und Immobilieninvesto-
ren stünden daher in der Pflicht, in ihren Anstrengungen 
zur Versorgung breiter Schichten der Bevölkerung mit 
bezahlbarem Wohnraum nicht nachzulassen. Schließlich 
sei 2023 die Zahl der Sozialwohnungen weiter zurückge-
gangen. 

Müller mahnte vor allem ein stärkeres Engagement der 
Politik an. „Mit einem mutigen und beherzten Abbau 
hemmender staatlichen Regulatorik können wichtige Im-
pulse gesetzt werden, ohne dass dem Staat nennenswer-
te Kosten entstehen“, so Müller. „Lange Planungs- und 

Genehmigungszeiten, sich ständig verändernde Vorga-
ben zur Bauqualität, ausufernde Bauvorschriften sowie 
unterschiedliche Landesbauordnungen: wenn endlich 
die Schere an diesem Vorschriftenwirrwarr angesetzt 
wird, könnten die Bauunternehmen mehr industriell und 
seriell bauen sowie Baukosten aus eigener Kraft deutlich 
reduzieren. Am besten gelingt das mit voll digitalisierten 
und personell gut ausgestattet Bauverwaltungen.“ 

Angesichts weiterhin hoher Zinsen und Baupreise reiche 
dies aber vor allem kurzfristig nicht aus, dem Wohnungs-
neubau wieder auf die Sprünge zu helfen. Wolle die Poli-
tik die ambitionierten selbstgesteckten Ziele erreichen, 
müsse auch mehr Geld in die Hand genommen werden, 
vor allem im Rahmen eines Zinsverbilligungsprogramms. 
„So schön das Ergebnis für 2023 auch ist, vor allem in den 
Ballungsgebieten und ihrem Umland bauen wir weiter 
dem steigenden Bedarf hinterher“, erklärte Müller.

Aber Stabilisierung auf dem Niveau der Vorjahre – Grund: Baubeginn 
vorrangig aus 2022 und davor
Die Zahl der fertiggestellten Wohnungen lag 2023 mit rund 294.400 auf dem Niveau von 
2022 und damit über allen Prognosen, die zwischen 215.000 und 270.000 lagen. „Es ist 
zunächst einmal ein Ergebnis, dass die Leistungsfähigkeit der Bauwirtschaft auch in kon-
junkturell schwierigen Zeiten und unter problematischen Rahmenbedingungen beweist. 
Es zeigt außerdem den enormen zeitlichen Verzug bauwirtschaftlicher und baupolitischer 
Entscheidungen“, kommentiert Tim-Oliver Müller, Hauptgeschäftsführer des Hauptver-
bandes der Deutschen Bauindustrie die Fertigstellungszahlen, die das Statistische Bun-
desamt bekannt gegeben hat. Denn viele der Fertigstellungen des Vorjahres dürften 
noch auf Genehmigungen zurückzuführen sein, die in den Jahren bis 2022 unter deutlich 
besseren Rahmenbedingungen beantragt und erteilt worden sind. „Unterm Strich bleibt 
allerdings: Auch im Vorjahr wurden weniger Wohnungen gebaut, als es der Bedarf an be-
zahlbarem Wohnraum eigentlich erfordert. Weder die Politik noch wir als Branche sollten 
sich deshalb mit diesem Ergebnis zufriedengeben“, so Müller weiter. 

BAUFERTIGSTELLUNGEN 2023:  Weiter deutlich unter Bedarf

Tim-Oliver Müller,  
Hauptgeschäftsführer  
des Hauptverbandes der  
Deutschen Bauindustrie


